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auch bei überschiessender Windpro-
duktion Anlagen abgestellt werden und 
der nicht produzierte Phantomstrom 
wird trotzdem bezahlt. Wenn Sie also 
durch Deutschland fahren und stellen 
fest, heute sind aber wieder ganz schön 
viele Windräder kaputt, müssen Sie wis-
sen: Sie sind wahrscheinlich abgestellt, 
weil sonst zuviel Strom im System wä-
re. Für den Stillstand fliesst aber das 
Geld, als ob sie produziert hätten. Das 
waren im Jahr 2022 rund 1 Milliarde 
 Euro. Die gesamten Netzanpassungs-
maßnahmen, die aufgrund der schwan-
kenden Einspeisung Erneuerbarer 
 Energien zur Frequenzstabilisierung 
 erforderlich waren, betrugen in 2022  
4,2 Milliarden. Dieser Betrag wird über 
die Netznutzungsgebühren von jedem 
Kunden bezahlt.  

Aber auch die Netzausbaukosten 
steigen. Der aufgrund des Ausbaus der 
Erneuerbaren Energien notwendige Aus-
bau der Hochspannungsleitungen soll 
300 Milliarden bis 2045 kosten, die Kos-
ten der Verteilnetze in Städten und Ge-
meinden 150 Milliarden Euro. 

Einen Vorgeschmack davon bekom-
men wir alle ab dem 1. Januar 2024. 
Seitdem hat sich die Netznutzungsge-
bühr von 3,12 Cent je Kilowattstunde 
auf 6,43 Cent/kwh verdoppelt. 

Die Hochspannungsleitungen in den 
Süden werden nötig, um den weggefal-
lenen Kernenergiestrom in Bayern und 
Baden-Württemberg zu ersetzen. Aller-
dings ist an rund 120 Tagen im Jahr auch 
im Norden kein Wind, so dass dann auch 
die Leitungen nicht viel nutzen. Hoch-
spannungsleitungen sind kein ausrei-

chender Ersatz für Kernkraftwerke. 
Ganz schlaue Grüne schlagen daher 

vor, dass man in Bayern sehr viel mehr 
Windkraftwerke bauen möge. In Bayern 
ist aber die mittlere Windgeschwindig-
keit deutlich geringer als im Norden. 
Normalerweise würde niemand auf die 
Idee kommen im windschwachen Bay-
ern Windkraftwerke zu bauen, da sie 
nur halb so viel Strom produzieren kön-
nen wie die gleichen Windkraftwerke 
im Norden. Daher haben die grünen 
Schildbürger im Wirtschaftsministe-
rium die Lösung geschaffen, dass 
Windkraftwerke in Bayern mit bis zu 55 
Prozent mehr Einspeisevergütung sub-
ventioniert werden. 

Jedes Windkraftwerk in Bayern, das 
nur auf eine Windgüte von 50 Prozent 
kommt, macht den Strompreis in 
Deutschland teurer, Denn es  wird mit 
 einem Festpreis für 20 Jahre von 1,55 x 
7,35 €ct/kwh, das sind 11,4 €ct/kwh  
belohnt. Das ist dann die Windkraft-
 Beglückungsprämie der Schildbürger  
für Bayern. Besonders wirksam war die-
se Prämie offenbar bei der bayrischen 
Chemieindustrie, die sich massiv für 
Windkraftanlagen im Burghausener 
 Chemiedreieck einsetzt. Wenn die Che-
mieindustrie diesen Strom direkt ab-
nehmen würde und mit 11,4 €ct/kwh 
bezahlen müsste, wären diese „Unter-
nehmen nicht insolvent, sie  hören nur 
auf zu verkaufen".                                  n
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Nach einigen beruflichen 
Stationen in der Umweltver-
waltung des Bundes (Um-
weltbundesamt) und des 
Landes Hessen (Umweltmi-
nisterium) wurde Vahren-
holt 1984 im Alter von 35 
Jahren vom Senat unter Bür-
germeister Klaus von Doh -
nanyi zum Staatsrat (Staats-
sekretär) der Hamburger 

Umweltbehörde ernannt. 1990 wurde er von Bürgermeister  
Voscherau zum Chef der Senatskanzlei berufen und vertrat  
Hamburg bei den Verhandlungen über den Einigungsvertrag  
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR. 

1991 wurde er von der Hamburgischen Bürgerschaft auf  
Vorschlag von Bürgermeister Voscherau zum Umweltsenator  
gewählt.  Er wurde 1993 wiedergewählt und schied, nachdem 
Voscherau im Oktober 1997 zurücktrat und eine rot-grüne  
Landesregierung gebildet wurde, ebenfalls aus dem Senat aus. 

Vahrenholt wechselte im Februar 1998 in den Vorstand der 
Deutschen Shell AG und übernahm u.a. die neugegründete Spar-
te der Erneuerbaren Energien. 2001 wurde er zum Vorstands-
vorsitzenden der REpower Systems AG berufen, einem kleinen 
mittelständischen Windkraftunternehmen mit Sitz in Hamburg. 
Vahrenholt brachte das Windkraftunternehmen  durch eine Ka-
pitalerhöhung von 80 Millionen Euro im März 2002 an die Börse 
und verließ das Unternehmen, als es für 1,3 Milliarden Euro vom 
indischen Wettbewerber Suzlon 2007 übernommen wurde. Von 
Februar 2008 bis Juli 2012 war er Vorstandsvorsitzender des 
neugegründeten RWE-Tochterunternehmens RWE Innogy GmbH. 
Mit jährlichen Investitionen von rund einer Milliarde Euro wurde  
das Unternehmen binnen fünf Jahren zu einem der führenden In-
ves toren in Wind-, Wasser- und Biomassekraftwerke in Europa.  

Seit 1999 ist Fritz Vahrenholt Honorarprofessor an der  
Universität Hamburg im Fachbereich Chemie.                               n 


